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Tabus im Geschichtsunterricht
Sensible Themen und politische Interessen in der Schule 

 J Egbert Bernauer beschreibt die Bedeutung von Tabu-Verletzungen in 
gesellschaftspolitischen und historischen Themen und erörtert didaktische 
Möglichkeiten für den Unterricht.

Tabus und in weiterer Folge auch sen-
sible oder heikle Themen stellen nach-
haltig wirksame Phänomene dar, die 
aus soziologischer, anthropologischer 
und religiöser Sicht gegen Verände-
rungen und Regulierungen des Ver-
haltens in sozialen Gemeinschaften 
resistent sind. Sie schaffen Identität 
und zielen auf verschiedene Formen 
der Einbeziehung und Ausgrenzung. 
Tabu-Verletzungen können oft als 
Ausdruck von produktiven sozialen 
Krisen verstanden werden. Tabu-
Brüche tragen dazu bei, die eigenen 
Verhaltensorientierungen zu rechtfer-
tigen und Werturteile zu reflektieren. 
Sie bieten die Gelegenheit für Verän-
derung und Innovation einschließlich 
der Möglichkeit, formale Bildungssys-
teme zu verwandeln.

Gewisse Gesellschaftsbereiche sowie 
auch bestimmte Länder sind beson-
ders stark mit unausgesprochenen 
Vereinbarungen behaftet. An zwei-
sprachigen Universitäten in Israel, wo 
arabische und jüdische Studentinnen 
und Studenten gemeinsam mit dem 
Bestreben zur gleichberechtigten Ver-
tretung ihrer Kulturen lernen, ist die 
Konfrontation im Rahmen ihrer Aus-
bildung empfehlenswert, da Lehrerin-
nen und Lehrer Schlüsselfiguren bei 
der Weitergabe von ethischen, kultu-
rellen und pädagogischen Werten in 
der Schule sind. Um die Koexistenz 
von Menschen verschiedener ethni-
scher Gruppen mit unterschiedlichem 
religiösen sowie kulturellen Hinter-
grund zu fördern, bedarf es professio-
neller und forschungsorientierter Dis-
kussion über heikle Themen, welche 
diesen unterschiedlichen Hintergrund 
hervorgerufen haben.

Aus meiner eigenen Erfahrung im 
Lehrberuf kann ich mich noch gut 
an meine Unterrichtstätigkeit in den 
frühen 1990er-Jahren an einem Real-
gymnasium im 15. Wiener Gemein-
debezirk erinnern. Die Schule hatte, 
wie auch etliche andere Wiener Schu-
len knapp außerhalb des „Wiener 
Gürtels“, einen sehr hohen Anteil an 
Schülerinnen und Schülern mit Mig-
rationshintergrund. Abgesehen davon, 
dass viele Schülerinnen und Schüler 
auf Grund von Sprachdefiziten als 
außerordentliche Schüler/innen in den 
Klassen saßen, wurden die ethnischen 
und religiösen Kämpfe, welche sich in 
den vom Zerfall begriffenen Teilen des 
Balkans ereigneten, von den Schüle-
rinnen und Schülern teilweise in einer 
Art Stellvertreter-Krieg zwischen den 
verschiedenen ethnischen Gruppen 
in Form von Gewaltausübung oder 
Mobbing ausgetragen, was das Lehr-
personal vor große Herausforderungen 
stellte.

Zirka 20 bis 25 Jahre später studie-
ren an der Pädagogischen Hochschule 
Oberösterreich etliche zukünftige 
Lehrkräfte,  deren Wurzeln im ehema-
ligen Jugoslawien liegen. Ihre Erfah-
rungen im Krieg, der Zerfall des Lan-
des, die ethnischen Säuberungen, die 
Friedensvereinbarungen und andere 
Konfliktstoffe werden in der Themen-
wahl bei wissenschaftlichen Arbei-
ten sichtbar. Im Studienjahr 2016/17 
bearbeitete eine Studentin bosnischer 
Herkunft eine Bachelorarbeit zum 
Thema „Das Abkommen von Dayton 
und seine Folgen“. Trotz des erkennba-
ren Bemühens um Objektivität gelang 
es der Studentin nicht lückenlos, ihre 
negativen Gefühle und Vorurteile 
gegenüber „den Serben” zu verhehlen.

Ebenso führt auch der gegenwärtige 
Konflikt im Nahen Osten zu Debat-
ten unter den Studierenden, besonders 
dann, wenn sich indirekt Betroffene 
in der Seminargruppe befinden. Das 
Referat einer aus der Türkei stam-
menden - jedoch sich der kurdischen 
Volksgruppe zugehörig fühlenden - 
Studentin über den „Arabischen Früh-
ling“ führte zu einer beinahe einstün-
digen hitzigen Diskussion und hätte 
bestimmt noch länger gedauert, wäre 
sie nicht vorzeitig abgebrochen worden.

Beim Besuch der Gedenkstätte 
Theresienstadt im Rahmen einer 
Geschichte-Exkursion mit Studie-
renden der Pädagogischen Hoch-
schule OÖ im Mai 2017 tauchte bei 
der Besichtigung der Dunkelzelle von 
Gavrilo Princip, in welcher der Atten-
täter von Sarajewo zu Tode kam und 
an deren Außenmauer ein Kranz sowie 
eine Inschrift für den serbischen Nati-
onalhelden angebracht ist, die Frage 
auf, war Princip nun ein Held, wie es 
im Geschichte-Unterricht in den Län-
dern Ex-Jugoslawiens gelehrt wurde, 
oder der Anhänger einer Terror-Orga-
nisation, wie es im österreichischen 
Geschichtsbewusstsein verankert ist.

Während in Österreich über diese The-
men und unterschiedlichen Sichtwei-
sen ein Meinungsaustausch möglich 
ist, werden anderenorts Ereignisse, 
die ebenfalls bereits mehr als hundert 
Jahre zurückliegen, tabuisiert, wie etwa 
der Völkermord an Armeniern in den 
Jahren 1915 und 1916 in der Türkei.

Ein internationales Forschungspro-
jekt mit dem Titel „Sensitive Issues 
and Political Interests in History 
Teaching”, das u. a. von Prof. Wolfgang 
Wagner ( JKU Linz) initiiert wurde, 
macht es sich zur Aufgabe, sensible 
Themen im Geschichte-Unterricht 
zu untersuchen. Mittlerweile nehmen 
neben den europäischen Staaten Bel-
gien, Dänemark, Deutschland, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kro-
atien, Malta, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Polen, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Serbien, Spanien, Ungarn 
und Zypern auch noch Argentinien, 
Israel und Neuseeland an diesem For-
schungsprojekt teil. Aus Österreich 
wurden dazu 49 Geschichtelehrkräfte 
befragt. Eine Publikation der Auswer-
tung der österreichbezogenen Daten 
ist für das Jahr 2018 gemeinsam mit 
Britta Breser von der Kirchlichen Pä-
dagogischen Hochschule Graz geplant.

Professor Mag. Dr. Egbert 
Bernauer studierte Geschichte und 
Musikwissenschaften und lehrt 
Geschichte und Sozialkunde sowie 
Politische Bildung am Institut 
für Sekundarstufenpädagogik der 
Pädagogischen Hochschule Oberösterreich. 

„War Princip  
nun ein Held, wie es im 

Geschichte-Unterricht 
in den Ländern  

Ex-Jugoslawiens 
gelehrt wurde, oder der 

Anhänger einer  
Terror-Organisation?“

Vom Verlust des Ganzen
Warum lernen wir Geschichte?

 J Christian Angerer reflektiert über Fragmentierungen und Pervertierungen der Weltbilder und 
fragt, wie wir als autonome Einzelne heute Erfahrungen des „Ganzen“ machen können.

An Antworten auf die im Titel gestellte 
Frage scheint es nicht zu mangeln. 
Wenn wir uns mit Geschichte beschäf-
tigen, erkunden wir unsere Identitäten, 
begründen wir unsere Meinungen 
und erweitern wir unseren kulturellen 
Horizont (vgl. Kocka, 2008, S. 25-29). 
Wie sehr wir nach Geschichte hun-
gern, bezeugt die Flut der histori-
schen Filme, Bücher, Ausstellun-
gen und Inszenierungen. Abseits 
der Unterhaltungsindustrie versucht 
die Geschichtsdidaktik historisches 
Interesse in komplexen Modellen 
eines (gleich mehrfach reflektierten) 
„Geschichtsbewusstseins“ zu fassen 
und in die knarrenden Begriffe von 
Kompetenzen und Basiskonzepten 
zu übersetzen. Wohin man blickt, das 
Geschichtsbedürfnis verschafft sich 
vielfältig Ausdruck und Begründung. 
Trotz der Vielzahl der Antworten 
oder gerade deswegen – es fehlt etwas. 
Wo in diesem Gewühl der Motivatio-
nen verbirgt sich der Kern für unsere 
Geschichtsversessenheit? In welches 
große Ganze fügt sich die historische 
Betriebsamkeit ein?

Ende Mai 1789 hielt Friedrich Schil-
ler unter dem Titel „Was heißt und 
zu welchem Ende studiert man Uni-
versalgeschichte?“ seine Antrittsvor-
lesung als Geschichtsprofessor an der 

Universität Jena. Manche Antworten 
Schillers gleichen jenen, die heute 
gegeben werden. Der Rückblick in die 
Vergangenheit mache die Gegenwart 
erklärbar und erweitere unser morali-
sches und politisches Urteilsvermögen. 
Schiller weiß auch, dass Geschichte 
vom gegenwärtigen Standpunkt aus 
als Bild der Vergangenheit entworfen 
wird: Der „philosophische Geist“ des 
Historikers bildet einen Gedanken 
und „nimmt also diese Harmonie aus 
sich selbst heraus und verpflanzt sie 
außer sich in die Ordnung der Dinge“, 
um einen Zusammenhang herzustel-
len (Schiller, 1980, S. 764). Schillers 
historische Konstruktion – wie wir 
heute sagen würden – besteht in der 
Entwicklung von Humanität. Indem 
wir uns mit Geschichte beschäftigen, 
übernehmen wir das „Vermächtnis von 
Wahrheit, Sittlichkeit und Freiheit“ 
und spüren das Verlangen, „auch aus 
unsern Mitteln einen Beitrag zu legen 
und an dieser unvergänglichen Kette, 
die durch alle Menschengeschlech-
ter sich windet, unser fliehendes 
Dasein zu befestigen“ (Schiller, 1980, 
S.  767). Weltgeschichtliche Betrach-
tung bezieht den einzelnen Menschen 
in die gemeinsame, Zeitalter durch-
wandernde und stetig fortschreitende 
Arbeit an der Humanität mit ein und 
verbindet das Individuum mit der 
Menschheit.

Hier haben wir es, das große Ganze, 
das heute fehlt. Schiller glaubte am 
Vorabend der Französischen Revolu-
tion in aufklärerischer Begeisterung an 
eine Weltgeschichte, die Bildung zur 
Menschlichkeit bedeu-
tet, und mit ihm glaubte 
seine Hörerschaft: „Ein-
zigartige Huldigung der 
Studenten für den Dich-
ter“, berichtet die Chro-
nik (Safranksi, 2004, 
S. 534). Vor Schillers gro-
ßen Ideen heben sich die 
Konturen der gegenwär-
tigen Geschichtsbetrach-

tung schärfer ab. Wir schauen auf die 
autonomen Einzelnen mit ihren Iden-
titäten, Interessen und Kompetenzen, 
wenn wir das Fach Geschichte legiti-
mieren, und lösen sie von der Mensch-
heitsentwicklung, für die uns eine 
glaubwürdige Vision fehlt (Demokra-
tie und Menschenrechte erscheinen 
mehr als Defensive denn als weltge-
schichtliche Perspektive). Die Tren-
nung durchläuft auch die Individuen, 

da kognitive Geschichtsbetrachtung in 
Schule und Wissenschaft die Emoti-
onen nach draußen verbannt. Schiller 
entwirft hingegen eine historische Bil-
dung, in der „sich ein heller Geist mit 
einem empfindenden Herzen“ und mit 
der Tat vereint (Schiller, 1980, S. 766). 
Mehr als 80 Jahre später beruft sich 
Friedrich Nietzsche auf einen ähnli-
chen ganzheitlichen Bildungsbegriff, 
um in seiner Streitschrift gegen das 
oberflächliche „verzehrende histori-
sche Fieber“ seiner Zeit eine „wahre“, 
lebendige und lebbare geschichtliche 
Bildung einzufordern, die sowohl das 
„Unhistorische“ (die heilsame Kraft 
des Vergessens) als auch das „Überhis-

torische“ (Kunst und Religion) in sich 
aufnimmt und in der „Leben, Denken, 
Scheinen und Wollen“ ineinanderflie-
ßen (Nietzsche, 1990, S. 114 und 171-
174).

Schillers humanistische Weltge-
schichte ist widerlegt und Nietzsches 
vitales historisches Bildungsideal de-
savouiert. Denn die ganzheitlichen 
Konstruktionen des 18. und 19. Jahr-
hunderts führten, politisch vielfach 
fragmentiert und pervertiert, in die 
totalitären Katastrophen des 20. Jahr-
hunderts. Wir sind also das Ganze 
los, doch es lässt uns als autonome 
Einzelne im 21. Jahrhundert auch mit 
dem Gefühl zurück, dass wir „unser 
fliehendes Dasein“ in der „Kette, die 
durch alle Menschengeschlechter sich 
windet“, nicht richtig befestigen kön-
nen und Geschichte in keiner persön-
lichen Einheit von „Leben, Denken, 
Scheinen und Wollen“ aufgeht. Wir 
könnten uns freilich diesen Mangel 
als humanistisches Fragezeichen nach 
dem Ganzen der Menschheit und 
des Menschen mitnehmen, wenn wir 
uns – zumal im Fachbereich – mit 
Geschichte beschäftigen, damit es 
uns davor bewahre, Geschichte bloß 
technokratisch durch die Mühlen der 
Kompetenzen zu treiben oder im fieb-
rigen Konsum zu verbrauchen.

Professor Dr. Christian Angerer studierte 
Germanistik und Geschichte. Er lehrt an 
der Pädagogischen Hochschule OÖ am 
Institut für Sekundarstufenpädagogik 
und leitet den Hochschullehrgang 
„Gedenkstättenpädagogik“.

„Wie sehr wir nach 
Geschichte hungern, 

bezeugt die Flut 
der historischen 
Filme, Bücher, 

Ausstellungen …“

Literatur

Kocka, J. (2008). Geschichte als 
Wissenschaft. In G. Budde, D. 
Freist, H. Günther-Arndt (Hrsg.), 
Geschichte. Studium – Wissen-
schaft – Beruf. Berlin.

Schiller, F. Was heißt und zu wel-
chem Ende studiert man Univer-
salgeschichte? In F.S.: Sämtliche 
Werke. Band IV: Historische 
Schriften. 6. Auflage. München.

Safranski, R. (2004). Friedrich 
Schiller oder Die Erfindung des 
Deutschen Idealismus. München/
Wien.

Nietzsche, F. Vom Nutzen und 
Nachteil der Historie für das 
Leben. In: F.N.: Werke in zwei 
Bänden. Band I. 6. Auflage. Mün-
chen/Wien.

Spotlight

„I think we‘ve been through a period 
where too many people (...) are 

casting their problem on society. And, 
you know, there is no such thing as 

society. There are individual men 
and women, and there are families. 

And no government can do anything 
except through people, and people 

must look to themselves first.“ (Prime 
Minister Margaret Thatcher 1987)

Z u lange habe man darüber 
nachgedacht, gesellschaft-
liche Rahmenbedingun-

gen zu schaffen, die das Leben 
für alle gleich lebenswert machen. 
Dass die Ausgangsbedingungen 
für das je eigene Glück nicht für 
alle gleich sind, sondern auch von 
der gesellschaftlichen Position, in 
die Menschen hineingeboren sind, 
abhängen, wird dabei außer Acht 
gelassen, because „there is no such 
thing as society“.

Sozialwissenschaftliche Bildung 
geht davon aus, dass es Gesell-
schaft gibt. Sie hilft Fragen des 
Miteinander, des in der Welt Seins 
in der Vergangenheit, der Gegen-
wart und der Zukunft, in verschie-
denen geografischen und kultu-
rellen Räumen mit verschiedenen 
religiösen Überzeugungen und 
Wertvorstellungen in ihrem Ein-
fluss auf unser Leben zu verstehen.

Bildung bezeichnet nach Wolf-
gang Klafki die Fähigkeit, selbst-
bestimmt, kritisch, sachkompetent 
und solidarisch an der Lösung 
der Schlüsselprobleme der Ge-
sellschaft mitzuwirken. Einen 
wesentlichen Beitrag zur Vermitt-
lung dieser Fähigkeiten kommt 
in der Schule sozialwissenschaft-
lichen Fächern wie Geschichte 
und Politische Bildung, Geo-
grafie und Wirtschaftskunde zu. 
Gleichzeitig haben alle Fächer die 
Aufgabe, sich kritisch mit gesell-
schaftlichen Fragen auseinander-
zusetzen. Politischer Bildung als 
Unterrichtsprinzip, der Thema-
tisierung ethischer Fragen in der 
Naturwissenschaft ebenso wie in 
der Religion – um nur zwei Bei-
spiele zu nennen – kommt dabei 
eine wesentliche Bedeutung zu. 
Und zu guter Letzt braucht die 
Entwicklung der Fähigkeit zur 
Selbstbestimmung und Solidari-
tät einen Unterricht, der indivi-
duelle Bedürfnisse ebenso in den 
Blick nimmt wie das Gemeinwohl 
für ein solidarisches und selbst-
bestimmtes Miteinander in einer 
Gesellschaft von morgen.

Hochschulprofessorin  Dr.in 

Katharina Soukup-Altrichter 
ist Vizerektorin für Lehre und 
Forschung an der Pädagogischen 
Hochschule Oberösterreich.

Atlas unserer Zeit (2017): 
Durchschnittlicher  

Zuckerkonsum
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Philosophie und Ethik an der 
Pädagogischen Hochschule OÖ

Helmut Stangl
An der Pädagogischen Hochschule 
OÖ entwirft die Philosophie nicht 
in Grauschattierungen Bilder altge-
wordener Gestalten des pädagogi-
schen Lebens, sondern ist bereit, in 
der LehrerInnenbildung NEU aktiv 
und praktisch relevant zu werden:
Im Lehramtsstudium Psychologie 
und Philosophie bieten wir Lehr-
veranstaltungen zur Philosophie 
und ihrer Fachdidaktik an.
Im Rahmen der Initiativen ÖKO-
LOG und Philosophikum nehmen 
wir gemeinsam mit den Studieren-
den Themen der Umweltethik und 
Nachhaltigkeit in Angriff, immer 
im Wechselspiel von gelebter Praxis 
und theoretischer Reflexion.
Mit Herbst 2017 startete ein weiterer 
Lehrgang zur Ausbildung von Ethik-
lehrkräften. Bisher wurden an der 
Pädagogischen Hochschule OÖ ca. 
150 Ethiklehrerinnen und –lehrer für 
die Sekundarstufe II ausgebildet, nun 
erhält die Community der Ethikerin-
nen und Ethiker mit 60 neuen Lehr-
gangsteilnehmerinnen und -teilneh-
mern eine kräftige Auffrischung und 
personelle Weiterentwicklung.
Der Fachbereich Sozialwissen-
schaftlich, politische, ethische und 
religiöse Bildung handelt proaktiv 
im Bereich der Aus- und Fortbil-
dung von Ethik-Lehrkräften. So 
wurde am 10.11.2017 eine Enquete 
zum Thema „20 Jahre Schulversuch 
Ethik“ abgehalten. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer betonten 
die Dringlichkeit der Überführung 
des Ethikunterrichts ins Regel-
schulwesen.
Als Ersatz für die vormals verpflich-
tenden ergänzenden Lehrveranstal-
tungen zu ethischen und religiösen 
Themen entwickeln wir im Fach-
bereich Bildungswissenschaften 
Angebote mit Themen der Bil-
dungsphilosophie, z. B. im Rahmen 
eines Wahlfaches.
All diese Aktivitäten tragen dazu 
bei, die Erziehung zur Mündigkeit 
zu fördern, Studierende sowie Schü-
lerinnen und Schüler beim Aufbau 
von Orientierungs- und Handlungs-
kompetenz zu unterstützen. Dis-
kurse und Projekte rund um Philo-
sophie und insbesondere Ethik sind 
wesentliche Schritte auf dem Weg 
hin zu diesen Bildungszielen, führen 
vielleicht sogar darüber hinaus.

Professor MMag. Helmut Stangl 
ist am Landesschulrat OÖ Leiter 
der ARGE Ethik und an der 
Pädagogischen Hochschule OÖ Leiter 
des Lehrgangs Ethik.

Das Ende der Ungewissheit
20 Jahre Schulversuch Ethik

Karl Klanner gibt ein Plädoyer für den Ethikunterricht an Österreichs Schulen.
Provisorien haben in Österreich tra-
ditionell eine lange Lebensdauer. Der 
Schulversuch Ethikunterricht ist dafür 
ein gutes Beispiel. Dieser Schulversuch 
besteht mittlerweile mehr als 20 Jahre. 
Zwanzig Jahre sind ein ausreichend 
langer Zeitraum, um alle relevanten 
Vorgänge und Aspekte des Schullebens 
bis hin zur Ausbildung der Ethik-Lehr-
kräfte eingehend zu diskutieren und 
empirisch zu untersuchen, was auch 
geschehen ist. Und doch bewegte sich 
bei dieser Thematik scheinbar wenig 
bis gar nichts. Allerdings wurden seit-
her Fragen nach Grundwerten und 
ethischen Richtlinien in unserer immer 
inhomogener werdenden Gesellschaft 
zunehmend lauter – im schulischen 
Kontext nicht zuletzt im Hinblick auf 
die Herausforderungen mit Schülerin-
nen und Schülern, die einen Migrati-
onshintergrund haben.

Die Zeit ist reif für die Einführung des 
Ethikunterrichts als Regelunterricht 
– entweder als alternatives Fach zum 
konfessionellen Religionsunterricht 
oder als Pflichtfach für alle Schülerin-
nen und Schüler. Es gibt ausreichend 
empirische Erkenntnisse zur Situation 
des Ethikunterrichtes in Österreich, 
um in dieser Frage eine verantwor-
tungsvolle Grundsatzentscheidung 
treffen zu können. Für eine solche 
Entscheidung zugunsten des Ethik-
unterrichtes sprechen viele Argumente 
und Überlegungen, sowohl von staat-
licher Seite als auch aus der Sicht der 
Religionsgemeinschaften.

Demographische Entwicklung: Das 
Religionsunterrichtsgesetz aus dem 
Jahre 1949 wurde in einer Zeit formu-
liert, in der fast 90 % der österreichi-
schen Bevölkerung katholisch waren 
(2016 waren es rund 59 %). Der jahr-
zehntelange Trend bei der Religions-
zugehörigkeit der Österreicherinnen 
und Österreicher macht deutlich, dass 
die traditionellen christlichen Konfes-
sionen Mitglieder verlieren und die 
Zahl der Menschen ohne religiösem 
Bekenntnis aufgrund der fortschrei-
tenden Säkularisierung steigt. Letztere 
umfassen 2017 bereits 17 % der öster-
reichischen Bevölkerung. Zugleich ist 
ein rasches Anwachsen der muslimi-
schen Religionsgemeinschaft feststell-
bar; 2017 beträgt ihre Zahl in Öster-
reich bereits rund 700 000 (8 % der 
Gesamtbevölkerung). Dazu kommt, 
dass Familien mit Migrationshinter-
grund, die oft nicht christlichen Kon-
fessionen angehören, tendenziell mehr 

Kinder bekommen. Dieser demogra-
phischen Entwicklung sollte auch bei 
der Werteerziehung im Bildungssys-
tem gemäß des Zielparagraphen des 
Schulorganisationsgesetzes (§ 2 Abs. 1 
SchOG) Rechnung getragen werden.

Empirische Daten zum Ethikunterricht: 
Die Schulsituation im benachbarten 
Freistaat Bayern, welche religionssozio-
logisch gut mit Österreich vergleichbar 
ist, zeigt, dass sich der Ethikunterricht 
als Regelunterricht für Schülerinnen 
und Schüler, die keinen Religionsun-
terricht besuchen, bewährt hat. Dort 
wurde der Ethikunterricht bereits 1972 
eingeführt, also 25 Jahre vor dem Start 
der Schulversuche hierzulande. In allen 
deutschen Bundesländern gibt es mitt-
lerweile einen solchen Werteunterricht 
in unterschiedlichen Varianten.

Die bisherigen empirischen Unter-
suchungen zum Ethikunterricht in 
Österreich brachten positive Ergeb-
nisse. So wurde nachgewiesen, dass der 
Ethikunterricht bei der überwiegen-
den Mehrheit der Schülerinnen und 
Schüler akzeptiert, die Fähigkeit zur 
ethischen Reflexion und zum argu-
mentativen Begründen moralischer 
Urteile gefördert wurde und sich 
dadurch eine ethische Handlungsbe-
reitschaft erhöht hat. Auch haben sich 
im Falle eines alternativen Faches zum 
konfessionellen Religionsunterricht 
die Befürchtungen der Religionsge-
meinschaften, dass die Schülerinnen 
und Schüler den Religionsunterricht 
in großer Zahl verlassen würden, nicht 
bestätigt. Im Gegenteil: Die Einfüh-
rung des Ethikunterrichtes hat einen 
Druck von den Religionslehrkräften 
genommen – insbesondere zu Schul-
beginn.

Ethikunterricht für alle?! Eine syste-
matische Einführung des Ethikun-
terrichtes als Regelunterricht könnte 
in der Sekundarstufe II beginnen, da 
gerade in diesen Schulstufen die teil-
weise hohe Abmelderate vom konfes-
sionellen Religionsunterricht in den 
90er-Jahren Anlass für die Schulver-
suche war. Sofern sich diese Einfüh-

rung bewährt, könnte ein verpflich-
tender Ethikunterricht sukzessive in 
der Sekundarstufe I und auch in der 
Primarstufe implementiert werden. 
Mittel- bis langfristig wird sich also 
– zumindest in der Sekundarstufe 
II – die Frage stellen, inwieweit ein 
verpflichtender Ethikunterricht für 
alle nicht die angemessenere Werte-
vermittlung im schulischen Kontext 
darstellt, zumal sich in der Praxis bei 
sehr vielen Themen ein moderner 
Religionsunterricht ohnehin nicht 
wesentlich vom Ethikunterricht unter-
scheidet. Ethik – oder wie immer die-
ses Fach dann bezeichnet werden soll 
– wäre dann ein allgemein bildendes 
Fach wie Geschichte oder Geographie 
und Wirtschaftskunde, welches von 
allen Lehrkräften, die ein adäquates 
Studium absolviert oder eine entspre-
chende Zusatzqualifikation erworben 
haben, unterrichtet werden würde. 

Weiter- und Fortbildung: Seit 20 
Jahren werden österreichweit Ethik-
lehrkräfte ausgebildet. In Oberöster-
reich werden seit 1998 Lehrgänge zur 
Weiterbildung für bereits im Dienst 
stehende Lehrerinnen und Lehrer 
angeboten (zunächst vom Pädagogi-
sches Institut, seit 2008 von der Pä-
dagogischen Hochschule OÖ). Die 
im Studienjahr 2017/18 laufenden 
Lehrgänge zeigen aktuell einen großen 
Bedarf an Ethiklehrkräften. Aufgrund 
der zahlreichen Anmeldungen können 
viele interessierte Lehrerinnen und 
Lehrer gar nicht daran teilnehmen. 
Darüber hinaus gibt es für Ethiklehre-

rinnen und –lehrer seit Jahren im Rah-
men von Fortbildungsveranstaltungen 
ein attraktives Angebot zu aktuellen 
Fachthemen.

Bisher fehlte eine Grundsatzentschei-
dung der politischen Entscheidungs-
träger für den Ethikunterricht als 
Regelunterricht. Diese wurde mitt-
lerweile getroffen. Im Programm der 
neuen Regierung wird beim Thema 
„Integration“ angeführt, dass Bil-
dungseinrichtungen verstärkt als 
Orte der Wertevermittlung wahrge-
nommen werden sollen. „Über einen 
Ethikunterricht werden verfassungs-
mäßig verankerte Werte unterrich-
tet. Der konfessionelle Religionsun-
terricht bleibt bestehen.“ Im Kapitel 
„Bildung“ wird dies noch konkreter: 
„Konfessioneller Religionsunterricht 
unter Beibehaltung der differenzier-
ten Religionsausrichtungen (z.B. Ale-
viten, christlich-orthodoxe Gemein-
den); verpflichtender Ethikunterricht 
für alle, die keinen konfessionellen 
Religionsunterricht besuchen.“ Wenn 
die flächendeckende Einführung des 
Ethikunterrichtes gelingt, so ist diese 
Auseinandersetzung aller Schülerin-
nen und Schüler mit Fragen der Ethik 
sicherlich eine wertvolle Investition in 
die Zukunft unserer Gesellschaft.

Professor Mag. Karl Klanner 
unterrichtete u. a. Ethik an einer 
HTL und arbeitet nun am Institut 
Fortbildung & Schulentwicklung II 
der Pädagogischen Hochschule OÖ im 
Bereich BMHS.

„Die Zeit ist reif für 
die Einführung des 

Ethikunterrichts als 
Regelunterricht ...“

„Ob es um unsere 
Kleidung geht, unsere 

Smartphones, … 
unsere Ernährung oder 

unseren Energie- und 
Ressourcenverbrauch: 

Alle diese Kontexte 
sind ethisch hochgradig 

‚aufgeladen‘.“

Wozu Ethik?
Ethik-Vergessenheit in der „LehrerInnenbildung NEU“

 J Thomas Mohrs verweist auf die ethische Aufgeladenheit allen 
gesellschaftlichen Lebens und hält adäquate ethische Bildung für ein 
reflektiertes Professionsverständnis unumgänglich.

Abgesehen von der vereinzelten 
Berücksichtigung in Modulen ein-
zelner Studienfächer (z. B. Chemie, 
Ernährung & Haushalt) ist die Ethik 
als eigenes Fach bzw. als eigenstän-
dige Lehrveranstaltung aus dem neuen 
Sekundarstufencurriculum des „Clus-
ters Mitte“ verschwunden (ebenso wie 
„Politische Bildung“ und „Religions-
pädagogik“). Woraus man schließen 
kann oder muss, dass man Ethik in 
der Ausbildung von Lehrerinnen und 
Lehrern offensichtlich für entbehr-
lich befunden hat. Denkt man jedoch 
nur kurz über die einfache Frage nach, 
wann wir uns als Menschen in Gesell-
schaften wie Österreich in ethisch rele-
vanten Situationen befinden, erscheint 
die Entscheidung gegen die Ethik als 
schwer nachvollziehbar bzw. befremd-
lich. Denn die Antwort auf jene einfa-
che Frage kann im Grunde nur lauten: 
„Ständig, auf Schritt und Tritt.“ Und 
zwar unabhängig davon, ob es uns passt 
oder nicht, ob wir es wahrnehmen, 
ignorieren, verdrängen oder nicht. Ob 
es um unsere Kleidung geht, unsere 
Smartphones, unsere Mobilität, unsere 
Ernährung oder unseren Energie- und 
Ressourcenverbrauch: Alle diese Kon-
texte sind ethisch hochgradig „aufgela-
den“ und konfrontieren uns permanent 
mit komplexen und häufig unbeque-
men Fragestellungen bezüglich unse-
rer Lebensführung, denen wir aber 
nicht ausweichen können, zumindest 
sofern wir uns als mündige und verant-
wortliche Personen verstehen wollen. 
Ähnlich verhält es sich in familiären, 
beruflichen oder generell 
sozialen Zusammenhän-
gen, denn Ehrlichkeit, 
Gerechtigkeit, gegen-
seitiger Respekt, Rück-
sichtnahme, Zuverläs-
sigkeit, Hilfsbereitschaft, 
Verantwortung usw. sind 
allesamt ethische Kate-
gorien. Ethisches Wahr-
nehmungs- und Urteils-
vermögen kann somit als 
die unerlässliche Grund-

lage einer verantwortungsbewussten, 
reflektierten, bewusst-demokratischen 
und „nachhaltigen“ Lebensgestaltung 
und damit auch entsprechender Per-
sönlichkeitsentwicklung und Persön-
lichkeitsbildung angesehen werden.

Darüber hinaus ist zumal in Hinblick 
auf den Lehrberuf ein ethisch reflek-
tiertes Professionsselbstverständnis von 
überragender Bedeutung, weil Leh-
rerinnen und Lehrer in hohem Maße 
Verantwortung für junge Menschen 
tragen, im positiven wie im negativen 
Sinne Biografien beeinflussen können 
bzw. faktisch unweigerlich beeinflus-
sen. Schule ist immer, unausweich-
lich, Menschen-Bildung. Und diese 
Dimension ist allemal wichtiger als all 
der „Stoff“, der zwangsweise gelernt 
und dann doch wieder vergessen wird.

Die Pädagogische Hochschule Ober-
österreich ist daher bemüht, der kurz-
sichtigen Ethik-Vergessenheit des 
Curriculums in verschiedener Form 
zumindest kompensatorisch Rech-
nung zur tragen: Im Lehrgang „Ethik“ 
werden die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer qualifiziert, das Fach in 
der Sekundarstufe II zu unterrichten. 
Zudem wird ein Erweiterungsstudien-
gang „Ethische und interreligiöse Bil-
dung“ (60 EC) für die Sekundarstufe 
I entwickelt. Im Primarstufenbereich 
werden im Schwerpunkt „Sozial- und 
kulturwissenschaftliche Bildung“ (63 
EC) ethische Fragestellungen syste-
matisch berücksichtigt und in einem 
Forschungsprojekt „Ethische Bildung 
in der Volksschule“ werden die Mög-
lichkeiten der Ethik-Verankerung in 
der Volksschule ausgelotet.

So viel steht spätestens seit Aristoteles 
fest: Ethisches Reflexions- und Urteils-
vermögen fällt nicht vom Himmel, 
bedarf der Bildung, ist fundamentales 
Ziel humanistischer Bildung, staats-
bürgerlicher, demokratischer Bildung. 
Vielleicht hätte man darüber im Kon-
text der „LehrerInnenbildung NEU“ 
etwas gründlicher nachdenken sollen.

Hochschulprofessor Dr. habil. 
Thomas Mohrs ist Philosoph, lehrt 
Politische Bildung am Institut für 
Sekundarstufenpädagogik und leitet 
das Zentrum für Persönlichkeitsbildung 
und Begabungsförderung an der 
Pädagogischen Hochschule OÖ.

Atlas unserer Zeit (2017): 
MenschenströmeFoto: J. Philipp
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Glaubensangelegenheiten
Religionen und Weltanschauungen in der Schule

 J Christina Spaller skizziert Veränderungen, die Religion in der Schule erfahren hat, und fragt 
nach der künftigen Rolle von Schule in religiösen Belangen.

In der Diskussion über den Umgang 
mit religiösen Überzeugungen und 
weltanschaulichen Positionen ertönt 
wiederholt der Ruf nach einer von 
Religionen bereinigten Schule. Die 
Neutralität des Staates, Religion als 
Privatsache, die Ablehnung einer 
dominanten Kirche werden u. a. als 
Begründungen angeführt. Der Ruf 
nach Veränderung bringt beharrende 
Kräfte auf den Plan, die ihrerseits zur 
Verteidigung der Ist-Situation aufru-
fen und mit Werten, einem gewach-
senen Brauchtum etc. argumentieren. 
Hintergrund dieser Auseinanderset-
zung ist die Veränderung religiöser 
und weltanschaulicher Verhältnisse im 
schulischen Kontext wie auch in der 
Gesellschaft. Eine traditionelle Mehr-
heitsposition verliert an Zustimmung, 
gleichzeitig tauchen neue Glaubens-
formen wie auch weltanschauliche 
Positionen auf. Die Existenz mehre-
rer Glaubenswahrheiten oder -bezüge 
löst die Idee einer gemeinsam (fanta-
sierten) religiösen Überzeugung wie 
auch der damit einhergehenden domi-
nanten Tradition ab. Der durch eine 
Mehrheit vorgegebene zeitliche, sym-
bolische, moralische Takt kommt leise 
abhanden.

Individuell betrachtet steigt mit der 
Vervielfältigung die Möglichkeit der 
Wahl einer Glaubensentscheidung. 
Damit steigt aber auch die Herausfor-
derung, für die eigene Entscheidung 
vernünftig einzutreten und andere 
Positionen zu tolerieren. Diese Hal-
tung, nicht im Rhythmus der Mehr-
heit mitbewegt zu sein und die eigene 
Überzeugung nur als eine mögliche zu 
erkennen, war schon immer das Pro-
gramm religiöser wie weltanschauli-
cher Minderheiten. Nun wird diese 
Erfahrung der Differenz – sich anders 
als andere zu erleben – zur Erfahrung 
aller. Übereinstimmung oder Identität 
wird in der Zugehörigkeit zu Gruppen 
bzw. im Austausch mit Gleichgesinn-
ten erfahren und ist nicht länger ein 
(für die Mehrheit) gesellschaftliches 
Geschehen.

Was bedeutet dies nun für die Schule?
Die Vielfalt stellt Fragen an die her-
kömmliche Praxis, an die Verwendung 
religiöser Symbole, Brauchtümer, Fest-
anmutungen etc. Denn was machen 
nicht-christliche Lehrende zu Weih-
nachten? Welche Bedeutung haben 
religiöse Symbole in einer Klasse und 

was ist mit Kindern, die nicht religiös 
sind? Welche Geschichten können 
erzählt oder welche Lieder gesungen 
werden? Welche Erwartungen oder 
Skepsis bringen Eltern mit?

Doch gilt es nicht nur diese Praxis 
zu bedenken, denn Glaubensangele-
genheiten tauchen auch im alltägli-
chen Miteinander auf. Denn das, was 
jemand glaubt, wird manifest in dem, 
wie jemand das eigene Handeln aus-
richtet, Lebensfragen beantwortet 
und den Lebensrhythmus plant. Dies 
betrifft sowohl Schülerinnen und 
Schüler wie auch Lehrende. Ein neu-
traler Ort in Glaubensangelegenheiten 
ist nicht zu finden, alle argumentieren 
wir von irgendwoher und reagieren bei 
Kritik oder Infragestellungen „emp-
findlich“. Hier stellt sich die Frage, 
wie sich Religionsfreiheit bzw. Welt-

anschauungsfreiheit und Toleranz mit 
Kindern und Jugendlichen umsetzen 
und entwickeln lassen. Dies setzt bei 
Lehrenden eine vorausgehende Refle-
xion der eigenen Haltung sowie ein 
Gewahrsein der damit verbundenen 
Prozesse voraus. Ihre Sache ist nicht, 
von verschiedenen Religionen mög-
lichst viel zu wissen, sondern sich eine 
Kompetenz im Umgang mit religiösen 
und weltanschaulichen Fragen und 
Haltungen anzueignen, um hand-
lungsfähig zu sein.

Auch wenn das hier Formulierte aktu-
ell an Bedeutung gewinnt, gibt es bis-
lang wenige offene Diskussionen dar-
über, wie ein adäquates Handeln auf 
schulischer Ebene aussehen könnte. Es 
bleibt Lehrenden überlassen bedacht 
zu experimentieren, wissend, dass 
Konflikte in dem Feld religiöser und 
weltanschaulicher Belange selbstver-
ständlich sind.

Professorin Mag.a Dr.in Christina 
Spaller ist Theologin und 
Gruppendynamiktrainerin und 
lehrt am Institut für Elementar- 
und Primarstufenpädagogik der 
Pädagogischen Hochschule OÖ.

Das Kreuz mit dem Tuch
Religiöse Symbole im öffentlichen Dienst: Grundrecht oder Problem?

 J Karin Stöger geht den Diskussionen und der Rechtsprechung um religiöse Symbole im 
öffentliche Raum, besonders in der Schule, nach.

„Jedermann hat Anspruch auf Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit; dieses Recht umfasst die Frei-
heit … seine Religion … einzeln oder 
in Gemeinschaft mit anderen öffent-
lich oder privat … auszuüben.“ (Art. 9 
Abs. 1 EMRK) Und dazu gehört auch 
das Tragen bestimmter Kleidung.

Doch wo liegt dann das Problem? 
Warum werden religiöse Symbole in 
Klassenzimmern allgemein und die 
Kopftuch tragende Lehrerin im Spe-
ziellen Themen der öffentlichen Dis-
kussion?

Mehrere höchstgerichtliche Erkennt-
nisse beschäftigen sich in den letzten 
Jahren mit der Zulässigkeit des Tra-
gens eines Kopftuchs als Symbol der 
islamischen Religion im öffentlichen 
und privaten beruflichen Bereich. Die-
ser Artikel bietet einen kurzen Über-
blick über diese Entscheidungen.

Wesentlich für den grundrechtlichen 
Schutz ist die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) in Straßburg, 
der mit seiner Judikatur auch die 
mitgliedstaatlichen Entscheidungen 
beeinflusst.

Der EGMR hat bereits im Jahr 2001 
festgestellt, dass ein Verbot für eine 
Lehrerin, während des Unterrichts 
an einer Grundschule ein islamisches 
Kopftuch zu tragen, zwar einen Ein-
griff in die Religionsfreiheit darstelle, 
allerdings verfolge dieser Eingriff ein 
berechtigtes Ziel, nämlich die religi-
ösen Gefühle der Schülerinnen und 
Schüler sowie der Eltern nicht zu 
beeinträchtigen bzw. zu beeinflussen, 
vor allem im Hinblick auf das Alter 
der Kinder im Grundschulbereich.

Gerade beim islamischen Kopftuch 
hat der EGMR von einem starken 
äußeren Symbol gesprochen, wäh-
renddessen das kleine Kreuz an der 
Halskette keine nennenswerte nega-
tive Beeinflussung darstellen würde.

Dieser Judikatur folgte der EGMR 
in weiteren Fällen, in denen es um 
religiöse Symbole gerade im Bil-
dungsbereich ging. Doch trotz der 
Judikatur stellen die Straßburger 
Richter fest, dass es in der Frage der 
Auslegung gerade dieses Grundrechts 
der Religionsfreiheit in den einzel-
nen Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Lösungsansätze gibt. Mangels euro-
paweiten Konsenses gibt die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention keine 
eindeutige Lösung zu dieser Frage vor. 
Zu beachten ist allerdings immer der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.

Als Beispiel für eine innerstaatlich 
divergierende Auslegung dieser Reli-
gionsfreiheit sei kurz auf die Recht-
sprechung des deutschen Bundesver-
fassungsgerichts hingewiesen, der in 
einer Entscheidung im Jänner 2015 
feststellte, dass der Staat muslimischen 
Lehrerinnen das Tragen eines Kopf-
tuches nicht pauschal verbieten dürfe. 
Erst bei einer konkreten Gefährdung 
des Schulfriedens oder der staatlichen 
Neutralität in einer beachtlichen Zahl 
von Fällen könne „ein verfassungs-
rechtlich anzuerkennendes Bedürf-
nis bestehen, religiöse Bekundungen 
durch das äußere Erscheinungsbild … 
für bestimmte Schulen oder Schulbe-
zirke … zu unterbinden“.

Der österreichische Verfassungsge-
richtshof hat in einer derartigen Frage 
noch nicht entschieden.

Für Aufsehen sorgte auch im März 
2017 die Entscheidungen des Euro-
päischen Gerichtshofes (EuGH), dass 
eine unternehmensinterne Regel, die 
das sichtbare Tragen jedes politischen, 
philosophischen oder religiösen Zei-
chens verbietet, keine unmittelbare 
Diskriminierung darstelle. Solange 
also diese interne Regelung alle reli-
giösen Symbole umfasst, dürfen somit 
Unternehmen ihren Arbeitnehmerin-
nen auch das Tragen eines islamischen 
Kopftuches verbieten. Anders wurde 
in der Angelegenheit entschieden, dass 
dieses Kopftuchverbot ausgesprochen 
wurde, um den Wünschen eines Kun-
den zu entsprechen. Dies stelle eine 
diskriminierende Unternehmenspoli-
tik dar.

Somit ist es Aufgabe der Politik und 
daher der Gesetzgebung festzulegen, 
inwieweit der Staat und damit seine 
Vertreterinnen und Vertreter zu einer 
Wertneutralität verpflichtet sind. Dies 
kann durch ein generelles Verbot jeg-
licher religiöser Symbolik geschehen 
oder durch eine großzügige Regelung, 
die ein Verbot nur dann ermöglicht, 
wenn eine nachweisliche und konkrete 
Gefährdung vorliegt, etwa, bezogen 
auf die Schule, wenn die Lehrerin oder 

der Lehrer versucht, die Kinder zu 
„missionieren“.

Es ist eine heikle Diskussion: Neutra-
lität des Staates mit Verbot von reli-
giös motivierten Kopftuch im Klas-
senzimmer gegen den Ausschluss von 
Frauen mit einem gewissen religiösen 
Hintergrund, für die das Tragen des 

Kopftuchs einen wichtigen Bestandteil 
ihres religiösen Lebens darstellt. Klare 
Regeln sind jedenfalls für alle Bereiche 
des öffentlichen Lebens notwendig.

Abschließend muss noch festge-
stellt werden: Nicht nur das islami-
sche Kopftuch in Klassenzimmern ist 
heiß umstritten, auch das christliche 
Symbol des Kreuzes führte und führt 
immer wieder zu Auseinandersetzun-
gen und zu höchstgerichtlichen Ent-
scheidungen. Doch das ist eine andere 
Geschichte.

Professorin Mag.a Dr.in Karin Stöger 
ist Juristin und lehrt Politische Bildung 
am Institut Berufspädagogik der 
Pädagogischen Hochschule OÖ.

„Ein neutraler 
Ort für Glaubens-

angelegenheiten ist 
nicht zu finden.“

„Es scheint alles so 
simpel: Das Grundrecht 

garantiert einen 
persönlichen Freiraum, 

in dem der Staat nicht 
eingreifen darf. Punkt.“

Foto: J. Philipp

Foto: J. Philipp
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Raumplanung macht Schule
Räumliche Umwelt – ein Thema für die Primarstufe

 J Regina Atzwanger, Peter Kurz und Regina Steiner stellen ein Modell vor, wie Kinder anhand 
raumplanerischer Fragestellungen an partizipative Bildung herangeführt werden können.

„Wir müssen das Altersheim zum 
Hauptplatz bauen, die alten Leute 
wollen doch aus dem Fenster sehen 
und den Fußgängern zuschauen“ oder 
„Wir könnten unsere Häuser im Kreis 
bauen, dann haben wir in der Mitte 
einen Spielplatz“ – so lauten Aussagen 
von Kindern einer Volksschulklasse. 
Im Rahmen des Sachunterrichts wird 
gerade das Thema Raumplanung 
bearbeitet und die Kinder bauen mit 
Modellhäusern ein Dorf.

Die geschilderte Situation ist eher eine 
Ausnahme, denn Raumplanung wird 
v.a. in der Volksschule noch wenig 
zum Thema gemacht, obwohl es große 
gesellschaftliche Relevanz hat: Raum-
planung gestaltet den Lebensraum für 
heutige und zukünftige Generationen. 
Eine sozial, ökonomisch und ökolo-

gisch verträgliche Gestaltung unserer 
räumlichen Umwelt ist neben Ernäh-
rung, Heizen und Mobilität einer der 
Keypoints (Bilharz 2008) einer nach-
haltigen Entwicklung. (Regional-)
Politische Vorschläge und Entschei-
dungen zu Themen wie Flächenver-
brauch, Bodenversiegelung, Kommu-
nikation und sozialer Zusammenhalt 
lösen sehr oft Konflikte zwischen davon 
betroffenen Personengruppen aus. 
Sinnvolle und zukunftsfähige Lösun-

gen können aktuell nur mehr unter 
Einbeziehung und Partizipation viel-
fältig beteiligter Stakeholder gefunden 
werden. Dazu braucht es entsprechend 
informierte Bürgerinnen und Bürger, 
die bereit sind, über den eigenen Tel-
lerrand zu blicken und Bedürfnisse der 
Gesamtgesellschaft zu berücksichtigen 
- eine Aufgabe, mit der bereits in der 
Volksschule begonnen werden kann 
und soll. Zudem bietet das Thema eine 
Reihe von Möglichkeiten, überfachli-
che Kompetenzen (vgl. Eder & Hof-
mann 2012) zu fördern. Dazu gehören 
etwa Problemlösefähigkeit, Kommu-
nikations- und Konfliktfähigkeit, die 
Fähigkeit zu Perspektivenwechsel, 
Empathie und Ambiguitätstoleranz 
(es gibt nicht die eine Lösung).

Eines der wenigen bisherigen schu-
lischen Angebote zu dieser Thematik 
ist das Projekt „Raumplanung macht 
Schule“ des Umweltbildungszent-
rums Steiermark. Im Projekt werden 
Unterrichtsmaterialien entwickelt 
und evaluiert (Materialien zum Her-
unterladen: http://www.ubz-stmk.at/
materialien-service/fachliche-und-
didaktische-publikationen/raumpla-
nung), Workshops an Schulen durch-
geführt sowie Aus- und Fortbildungen 
für Lehrerinnen und Lehrer angebo-
ten. Ein Forschungsprojekt der Päda-
gogischen Hochschule OÖ setzt sich 
zum Ziel dieses Angebot zu evaluieren 
und weiter zu entwickeln, aber auch 
Möglichkeiten auszuloten, wie das 
Thema stärker in den Primarschulun-
terricht integriert werden könnte. Als 
erster Schritt wurde eine quantitative 
explorative Studie durchgeführt, um 
zu erheben, was Lehrpersonen mit 

dem Begriff Raumplanung verbinden, 
welchen Stellenwert das Thema für sie 
im Unterricht einnimmt und welche 
Unterstützungsangebote sie wünschen 
würden, um das Thema vermehrt im 
Unterricht zu bearbeiten. Erste Ergeb-
nisse dieser Befragung von über 1000 
Volksschullehrpersonen aus ganz 
Österreich zeigen, dass fast die Hälfte 
der Befragten Themen der Raum-
planung im Unterricht in irgendei-
ner Form thematisieren. Es zeigt sich 
aber auch, dass v.a. Lehrpersonen, die 
bereits selbst Erfahrungen mit Raum-
planung gemacht hatten – als aktiv 
Beteiligte oder als von Entscheidun-
gen Betroffene – diese Themen auch 
im Unterricht behandelten. Häufige 
Aspekte waren Mobilität, Grünflä-
chen, Nahversorgung, Spielplätze und 
Begegnungszonen. Die Lehrpersonen, 
die Raumplanung kaum im Unterricht 
behandeln, geben an, dass sie die The-
matik zwar für wichtig halten, aber, 
dass kaum gute Unterrichtsmaterialien 
zur Verfügung stünden sowie, dass sie 
wenig Anknüpfungspunkte dafür im 
Lehrplan fänden. Nur knapp 10% der 
Befragten gaben an, keine Schwierig-
keiten bei der Umsetzung des Themas 
zu haben. Unterstützung wünsch-
ten sich die meisten Lehrpersonen in 
Form von mehr Unterrichtsmateria-
lien, Information und Unterstützung 
durch Expert/innen und Fortbildungs-
angeboten. 

Die Ergebnisse dieser Befragung sol-
len nun durch Interviews spezifiziert 
werden. In einem weiteren Schritt soll 
dann untersucht werden, ob Schü-
lerinnen und Schüler durch einen 
derartigen Unterricht wesentliche 

Kompetenzen für Partizipation in der 
Raumplanung erwerben können.

Hochschulprofessorin Mag.a Dr.in 

Regina Steiner studierte Biologie 
und Umweltkunde sowie Pädagogik. 
Sie lehrt am Institut Elementar- 
und Primarstufenpädagogik der 
Pädagogischen Hochschule OÖ. 
Hochschulprofessor DI Dr. Peter 
Kurz    lehrt am Institut für 
Sekundarstufenpädagogik der 
Pädagogischen Hochschule OÖ. Dr.in 

Mag.a Regina Atzwanger arbeitet am 
Umweltbildungszentrum Steiermark 
und an der Privaten Pädagogischen 
Hochschule der Diözese Linz.

Länderkunde – antiquiertes Liebkind des Geographieunterrichts
Kinder zeichnen und entdecken ihre eigene Welt

 J Johanna Eidenberger gibt ein Beispiel für subjektives Kartografieren als Methode in der 
Vermittlung von Geographie und Wirtschaftskunde.

Das Unterrichtsfach Geographie und 
Wirtschaftskunde (GW) ist, wenn 
man es genau betrachtet, ein rela-
tiv junges. Vor 1963 war es das Fach 
„Erdkunde“, in dem in erster Linie 
„Schulländerkunde“ unterrichtet 
wurde. Gelegentlich gelangten auch 
Wirtschaftsfakten in den Vortrag der 
Lehrerinnen und Lehrer. Nach 1963 
wurde das Fach zwar in Geographie 
und Wirtschaftskunde umbenannt, 
aber weiterhin dominierte die Länder-
kunde mit additiv angehängter Wirt-
schaftskunde, hauptsächlich fakteno-
rientiert. Als dann 1985/86 mit einem 
Paradigmenwechsel in den österreichi-
schen Lehrplänen eine grundlegende 
Veränderung herbeigeführt wurde, die 
dem Prinzip „Vom Einfachen zum 
Komplexen“ entsprach, wurde das län-
derkundliche Ordnungsprinzip zum 
thematischen übergeleitet. Nicht mehr 
die Beschreibung und Erfassung eines 
Landes bzw. einer Region stehen seit-
her im Mittelpunkt, sondern regionale 
Fallbeispiele sollen thematisiert werden 
und Anregungen zur Bearbeitung und 
Analyse geben, um tiefere Einblicke in 
Wirtschaft, gesellschaftliche Bedin-
gungen, Arbeitswelt usw. zu erlangen. 
Der Mensch rückt in den Mittelpunkt 
der Betrachtung (vgl. Sitte W., 1978 
und Sitte Ch., 1989).

Dieser Lehrplan von 1985/86 stellt 
einen Kompromiss dar, der Grundlage 

für eine zukunftsorientierte Weiter-
entwicklung sein sollte. 30 Jahre nach 
dieser geforderten Veränderung findet 
leider noch immer in vielen Klassen-
zimmern hauptsächlich raumorien-
tierter Geographieunterricht statt, 
wie eine von Christian Fridrich 2011 
durchgeführten Studie zeigt (vgl. Frid-
rich, 2013). Fridrich wollte eigentlich 
ergründen, warum das Interesse an 
ökonomischer Bildung derart gering 
ist und als Nebeneffekt kam, durch 
Detailauswertung der zweiten For-
schungsfrage, das von den GW-Lehre-
rinnen und Lehrern beliebteste Unter-
richtsprinzip zum Vorschein. Von acht 
Bereichen des GW-Unterrichts wird 
der länderkundliche an oberster Stelle 
der Beliebtheit bei den Lehrerin-
nen und Lehrern angegeben, gefolgt 
von der Topographie, wobei durch 
offene Fragestellungen herausgefun-
den wurde, dass für viele diese beiden 
Begriffen nicht divergieren.

Die Korrelation mit dem Dienstal-
ter zeigt, dass bei Lehrerinnen und 
Lehrern mit geringerem Dienstalter 
Themen der Humangeographie, Wirt-
schaft und Politik beliebter sind als bei 
den älteren Kolleginnen und Kollegen. 
Aber auch bei noch vielen der jüngeren 
Probandinnen und Probanden liegt die 
Länderkunde ganz vorne in der Beliebt-
heitsskala. Somit zeigt sich, dass alt ein-
gesessene Unterrichtsstrukturen persis-
tent sind und fachwissenschaftliche und 
pädagogische Forschungserkenntnisse 
abgelehnt bzw. ignoriert werden.

Spricht man von GW-
Unterricht, wird sofort 
eine Verbindung mit der 
Länderkunde (Land-
karte) hergestellt. Man 
glaubt an eine „kulturell 
bedeutsame, der ‚Objek-
tivität‘ verpflichtete 
Kulturtechnik“ (Daum, 
Hasse, 2011, S. 17), die 
im lehrerzentrierten 
Unterricht (Frontalun-
terricht) vermittelt wird. 
Dabei wird oft überse-

hen, dass auch die objektive Darstel-
lung der Landkarte Manipulationen, 
Verfälschungen, Verzerrungen usw. 
aufweist. Karten drücken immer ein 
bestimmtes Weltbild aus, es fließt die 
Betrachtung des Einzelnen mit ein.

Warum lässt man daher nicht Kinder 
ihre eigene Umwelt mit Hilfe aller 
Sinne, ohne Fremdbestimmung und 
ständige Befehle bzw. Korrekturen 
wahrnehmen? Sie können dabei Neues 
entdecken, darauf neugierig werden und 
selbstständig ihr eigenes Wissen und 
Können erweitern. Lehrerinnen und 
Lehrer begleiten sie dabei, geben Anre-
gungen, stellen Unterlagen zur Verfü-
gung und helfen Missstände aufzude-
cken. Kinder zeichnen „IHRE“ Welt 
und reflektieren somit „Geographie des 
eigenen Lebens“, ein Stück Heimat, 
mit der sie vertraut sind. Ja, sie können 
selbst für das Ferne, die Globalisierung, 
sensibilisiert werden. Durch die Dar-
stellung von Warenströmen (Nahrung, 
Kleidung etc.) wird den Kindern das 
Ferne vertraut, das Interesse für Frem-
des geweckt und sie öffnen sich für das 

Andersartige. Kinder stellen dabei ihre 
Welt so dar, wie sie für sie in Erschei-
nung tritt. Jedes Kind wird zum Kar-
tographen, produziert somit seine sub-
jektive Vermessung der Welt und nach 
Daum (2011) sind „Karten nicht länger 
Spiegel ‚objektiver‘ Gegebenheit, son-
dern vielmehr Medium und Ziel prak-
tischer Auseinandersetzung.“ (Daum, 
Egbert, 2011, S. 30)

Ein praktisches Beispiel für ein sub-
jektives Kartographieren wurde im 
Rahmen der Lesson Studies an der 
Pädagogischen Hochschule OÖ im 
Schuljahr 2016/17 an einer oberöster-
reichischen Landschule, zum Thema 
„Großlandschaft Österreichs“ sehr 
erfolgreich durchgeführt. Nicht die 
Vermittlung des Lehrstoffes durch die 
Lehrerin bzw. den Lehrer stand im 
Mittelpunkt, sondern mit Hilfe von 
Bildern, Texten und der Verwendung 
des Internets konnten von den Kin-
dern Erkenntnisse – in differenzierter 
Form – gewonnen werden. Ich konnte 
selbst miterleben, mit welcher Begeis-
terung Schülerinnen und Schüler neues 
Wissen erwerben, dabei selber Karten 
anfertigen und ihre Raumerfahrungen 
darin verewigen.

Professorin Mag.a Dr.in Johanna 
Eidenberger studierte Soziologie und 
lehrt Geographie und Wirtschaftskunde 
am Institut für Sekundarstufenpädagogik 
der Pädagogischen Hochschule 
Oberösterreich.

„Wir könnten unsere 
Häuser im Kreis bauen, 

dann haben wir in der 
Mitte einen Spielplatz.“

„Jedes Kind wird 
zum Kartographen, 

produziert somit seine 
subjektive Vermessung 

der Welt.“
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GeiWi
Ein neues Schulfach an der Europaschule Linz

 J Wolfgang Bilewicz über ein Projekt,  in dem Jugendliche angeleitet werden, Werte und Normen 
unserer demokratischen Grundordnung kritisch zu reflektieren, zu verstehen und zu schätzen.

Angesichts der Senkung des Wahl-
alters in Österreich auf 16 Jahre und 
der damit verbundenen zunehmenden 
Bedeutung der Politischen Bildung 
im Schulbereich sah sich die Europa-
schule Linz dahingehend veranlasst, 
für die siebte und achte Schulstufe 
einen neuen, zusätzlichen Wahl-
pflichtgegenstand, „GEIWI“ für Geis-
teswissenschaften, zu implementieren, 
der die Bereiche der Politischen Bil-
dung und Zeitgeschichte in verstärkter 
Weise abbildet.

Dementsprechend wurden aus den 
Trägerfächern Geschichte und Sozi-
alkunde/Politische Bildung, Geogra-
phie und Wirtschaftskunde bezie-
hungsweise Deutsch politisch und 
zeitgeschichtlich relevante Fachinhalte 
extrahiert und in einem neu geschaf-

fenen Curriculum zusammengefasst. 
Auf dieser Basis erhalten die Schüle-
rinnen und Schüler in der siebten und 
achten Schulstufe die Gelegenheit, 
das Zusammenleben der Menschen 
in ihrem jeweiligen Lebensraum, in 
der Geschichte, in der Literatur und 
in der Gegenwart verstärkt zu unter-
suchen. Mithilfe geeigneter Methoden 
lernen die Schülerinnen und Schü-
ler Einsichten in die wechselseitigen 
Beziehungen individueller, gesell-
schaftlich-sozialer, politischer, kultu-
reller, ökonomischer und räumlicher 
Bedingungen kennen. Dazu zählen 
das Auswerten und Analysieren von 
Dokumentationen, Filmen, Wahl-
plakaten, Interviews, die Beschaffung 
und Auswertung von Informationen, 
das Wahrnehmen von Gedenkstätten 
als Lernorte der Politischen Bildung 

sowie das Interviewen von Zeitzeugen 
und Zeitzeuginnen. In diesem Kontext 
erhielten die Schülerinnen und Schü-
ler im November 2016 die Möglich-
keit, mit Erika Kosnar eine Frau per-
sönlich kennen zu lernen, die sich als 
jüdisches Mädchen in Wien vor den 
Schergen des NS-Regimes verstecken 
musste. Welche Empathie die Arbeit 
mit Zeitzeugen bei Schülerinnen und 
Schülern hervorruft, lässt sich am 
besten mit der Aussage der 14-jähri-
gen Sophie M. dokumentieren: „Ganz 
besonders berührte uns ihre Erzählung 
vom Kriegsende im Mai 1945. Wir 
fühlten den emotionalen Moment mit 
und bemerkten, wie detailgenau sich 
Frau Kosnar noch an diesen Tag erin-
nern konnte. Wir bewunderten sie für 
ihren starken Charakter, der in ihrem 
Leben trotz vieler Schwierigkeiten 
erhalten blieb.“ 

Aufgrund der verstärkten Einbindung 
politischer sowie zeitgeschichtlicher 
Themenkomplexe leisten die Schüle-
rinnen und Schüler einen essentiellen 
Beitrag für eine kritisch-reflektierende 

Vergangenheitsbewältigung der jünge-
ren österreichischen Geschichte, da-
rüber hinaus werden die Jugendlichen 
angeleitet, die Werte und Normen 
unserer demokratischen Grundord-
nung zu begreifen und zu schätzen, 
insbesondere die Menschenwürde 
zu achten und Toleranz, Konsensfä-
higkeit und Friedensbereitschaft zu 
entwickeln. Des Weiteren wird im 
Wahlpflichtgegenstand „GEIWI“ das 
Augenmerk auch auf die Geschichte 
anderer Länder, Staaten und Kulturen 
gerichtet und er unterstützt die Schü-
lerinnen und Schüler, sich in die Lage 
fremder Menschen und Situationen zu 
versetzen und fördert so das Verständ-
nis für andere Kulturen. So beteiligten 
sich die Schülerinnen und Schüler 
bereits zweimal am bundesdeutschen 
Wettbewerb für Politische Bildung. 
Im Schuljahr 2015/2016 setzten sich 
die Schülerinnen und Schüler im Zuge 
dieses Wettbewerbes mit den Auswir-
kungen und Ursachen von Flucht im 
Allgemeinen auseinander und erstell-
ten in diesem Kontext vier unterschied-
liche Folder, welche im Speziellen die 
Aspekte der Migrationsbewegungen 
im Jahr 2015 beleuchteten.

Professor Mag. Dr. Wolfgang Bilewicz, 
BEd, Doktorat in Geistes- und 
Kulturwissenschaften, unterrichtet an 
der Europaschule Linz (Praxisschule der 
Pädagogischen Hochschule OÖ).

„Ganz besonders berührte 
uns ihre Erzählung 

vom Kriegsende im Mai 
1945.“

Demokratie will gelernt sein 
Ziele, Konzepte und Themen der Politischen Bildung

 J Jakob Feyerer fragt nach den Aufgaben Politischer Bildung angesichts des Glaubwürdigkeits-
verlusts politischer Repräsentanten.

Kennen Sie den? „Was ist der Unter-
schied zwischen einem Theater und 
dem Nationalrat? Im Theater werden 
gute Schauspieler schlecht bezahlt.“ 
Politikerwitze wie dieser spiegeln 
eine weit verbreitete Skepsis gegen-
über Politik und ihren Protagonisten 
wider. Viele Menschen nehmen Poli-
tikerinnen und Politiker als korrupt, 
überbezahlt, faul, unehrlich oder als 
nur auf ihren eigenen Vorteil bedacht 
wahr. Dementsprechend ist dieser 
Beruf in Vertrauensrankings meist auf 
den hintersten Plätzen zu finden, mit 
Ausnahme des Bürgermeisteramtes, 
das in der Bevölkerung relativ hohes 
Ansehen genießt. Witze kommentie-
ren gesellschaftliche Verhältnisse und 
so wirft auch dieses Beispiel wichtige 
gesellschaftspolitische Fragen auf. Was 
ist die Aufgabe von Politik? Welchen 
Anforderungen müssen sich Politike-
rinnen und Politiker stellen? Wie wer-
den parlamentarische Entscheidungen 
getroffen? Fragen wie diese lassen sich 
ohne fundierte und kritische Reflexion 
nicht beantworten. Dafür den geeig-
neten Rahmen zu schaffen ist Aufgabe 
von Politischer Bildung.

Zentrale Themenfelder Politischer 
Bildung sind Politik im engeren Sinn, 
Wirtschaft, Gesellschaft und Recht 
(vgl. GPJE 2004, S. 10f.). Politik im 

engeren Sinn bezieht sich auf das poli-
tische System, das durch gemeinsame, 
konflikthafte und demokratische Ent-
scheidungsprozesse kollektiv verbind-
liche Entscheidungen hervorbringt. 
Darüber hinaus nimmt Politische 
Bildung aber auch die starke gegen-
seitige Abhängigkeit von Politik und 
Ökonomie in den Blick. Eine weitere 
wichtige Perspektive ist die Bearbei-
tung gesellschaftlicher Fragestellun-
gen, da sich Politik und Gesellschaft 
gegenseitig prägen. Außerdem werden 
rechtliche Fragen als Ergebnis politi-
scher Entscheidungsfindung sowie als 
Voraussetzung für Politik thematisiert.

Durch die Bearbeitung solcher Frage-
stellungen erleichtert Politische Bil-
dung den Lernenden die Orientierung 
in dieser Gesellschaft und bereitet sie 
darauf vor, im Rahmen eines demokra-
tischen Wertekanons fundierte Urteile 
zu politikbezogenen Fragestellungen 
und Problemen zu bilden, sich am 
öffentlichen Diskurs aktiv zu beteiligen 
und dadurch unsere Demokratie zu 
stärken. Dabei sollen Lernsituationen 
entstehen, in denen politische Hand-
lungsfähigkeit, politische Urteilsfähig-
keit sowie methodische Fähigkeiten 
erworben werden können. Als Grund-
voraussetzung dafür muss kontextuales 
Rahmenwissen vermittelt werden, um 

die bearbeiteten Inhalte nachvollzieh-
bar zu machen. Politische Bildung ist 
dann erfolgreich, wenn individuelle 
Erkenntnisse mit bereits vorhandenem 
Wissen verknüpft und dadurch neue 
Zusammenhänge hergestellt werden 
können (vgl. GPJE 2004, S. 13f.).

Um den Lernenden die Möglichkeit 
zu geben, sich ein fundiertes Urteil 
zu bilden, ohne von den vorhandenen 
Meinungen und Perspektiven auf dieses 
Thema überfordert zu werden, müssen 
lebensnahe Themen kontrovers und 
möglichst umfassend behandelt werden. 
Dabei dürfen individuelle Meinun-
gen, sofern sie demokratischen Prin-
zipien entsprechen, nicht unterschied-
lich gewichtet oder gar als richtig oder 
falsch qualifiziert werden. Eine weit 

verbreitete Unkenntnis der tatsächli-
chen Aufgaben, Rechte und Pflichten 
sowie eine entsprechend negative medi-
ale Darstellung dieses Berufs führen zu 
starken Vorurteilen. Um diese zu ver-
ändern, braucht es Möglichkeiten, sich 
individuell und fundiert mit diesem 
Thema auseinanderzusetzen. Gerade 
weil Politik uns in allen Bereichen 
gesellschaftlichen Handelns wesentlich 
betrifft, sollten wir über Witze wie die-
sen auch lachen können.

Professor Mag. Dr. Jakob Feyerer 
studierte Politikwissenschaft 
und lehrt Politische Bildung 
am Institut Elementar- und 
Primarstufenpädagogik sowie am 
Institut für Sekundarstufenpädagogik 
der Pädagogischen Hochschule OÖ.

„Was ist der Unterschied 
zwischen einem Theater 

und dem Nationalrat? 
Im Theater werden gute 

Schauspieler schlecht 
bezahlt.“

Perspektiven Politischer Bildung
Formate, die das Politische begreifbar machen

 J Stefan Giegler sieht Erziehung und Bildung als grundsätzlich politisch an und berichtet von 
einem neuen Projekt „Perspektiven Politischer Bildung“. 

So, wie man „nicht nicht kommuni-
zieren kann“ (© Watzlawick), kann 
man auch „nicht nicht politisch bil-
den“! Selbst die Ignoranz politischer 
Zusammenhänge ist ein politisches 
Statement. Heraushalten geht nicht.

Erziehung und Bildung sind in höchs-
tem Maße politisch. Es geht darum, 
Werte zu vermitteln, ein Gefühl für 
gesellschaftliche Verantwortung zu ent-
wickeln, für Engagement und Teilhabe 
zu begeistern. Egoismus zu leben, ist 

kein Ziel verantwortungsvoller Pädago-
gik.

Pädagoginnen und Pädagogen aller 
Schularten müssen sich dessen bewusst 
sein. All ihr Handeln, all ihr Kommu-
nizieren, jedwede Intervention, jedes 
Lernsetting ist politisch konnotiert. 
Immer geht es darum, eine Schüler in 
oder einen Schüler in ihrer bzw. seiner 
Entwicklung und Persönlichkeitsbil-
dung im Kontext des gesellschaftlichen 
Ganzen zu begreifen und zu begleiten.

So weit, so gut. Daher gibt es zu 
Recht das Unterrichtsprinzip (und zu 
Unrecht mit Ausnahme der Berufs-
schule nicht das Unterrichtsfach) 
„Politische Bildung“.

Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
Pädagoginnen- und Pädagogenaus-
bildung Formate zu entwickeln, die es 
ermöglichen, jenseits curricularer Fest-
schreibungen „das Politische“ in der 
Bildung für im pädagogischen Feld 
tätige Personen begreifbar zu machen. 
Dazu zählen Lehrerinnen und Lehrer, 

in der Jugendarbeit Tätige, Lehreraus-
bildnerinnen und -ausbildner, Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeiter sowie 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler.

Mit dem Format „Perspektiven Politi-
scher Bildung“, das in Kooperation der 
Pädagogischen Hochschule OÖ mit 
der Arbeiterkammer OÖ und Ars Elec-
tronica Linz entwickelt wurde, wird 
ein Impuls in diese Richtung gesetzt. 
Im Rahmen des alljährlichen inter-
nationalen „Ars Electronica Festivals“ 

und eingebunden in den inhaltlichen 
Rahmen dieses Festivals findet dieses 
neue Format in Form eines zweitägi-
gen Symposiums statt. Nach der Auf-
taktveranstaltung im September 2016 
mit dem Schwerpunkt „Partizipation 
und Politische Sozialisation im Zeital-
ter neuer Medien“ mit renommierten 
keynote-speakern wie Peter Filzmaier 
oder Elisabeth Wehling von der Uni-
versität Berkeley/Kalifornien befasste 
sich das vergangene Symposium mit 
dem Thema der „Globalisierung“ ins-
besondere unter dem Aspekt, wie viel 
davon der Mensch verträgt. 

Dabei stand die Frage im Mittelpunkt, 
wie es Kindern, Jugendlichen, aber 
auch Erwachsenen heute geht, wenn 
sie in einer globalisierten und digita-
lisierten Welt aufwach(s)en? Haben sie 
das Recht, sich die Welt nach konsum-
egoistischen Vorstellungen zu formen, 

oder nicht zumindest auch die Pflicht, 
mit „ihrer Welt“, dem gemeinsamen 
„Raumschiff Erde“, verantwortungs-

voll umzugehen? Im Zeitalter „alter-
nativer Fakten“ entwickelt sich die 
Medienmündigkeit des Individuums 
und der Gesellschaft zur politischen 
Kulturtechnik, um Globalisierung 

human und nachhaltig gestalten zu 
können. Referenten wie Walter Ötsch, 
Ernst Langthaler oder der New Yorker 
Künstler Joseph Hersher durchleuch-
teten das Thema aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln und gaben den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern wichtige 
Inputs, die in den angebotenen Work-
shops aufgegriffen und verarbeitet 
werden konnten. Das animierende 
internationale Ambiente des Ars Elec-
tronica Festivalgeländes in der Post 
City trug maßgeblich dazu bei, Politi-
sche Bildung im Globalisierungskon-
text hautnah erlebbar werden zu lassen.

Das kompakte Veranstaltungsformat 
am Beginn eines Schul- und Studi-
enjahres versteht sich als Einstieg und 
Impulsgeber für ein jeweiliges Jahrest-
hema, welches in weiterer Folge mit je 
einer Tagesfortbildungsveranstaltung 
im Winter- und Sommersemester 

unter methodisch-didaktischem Fokus 
an der Pädagogischen Hochschule OÖ 
eine Fortsetzung finden soll.

Die Erfahrungen der ersten beiden 
Jahre mit einer zu verzeichnenden 
ansteigenden Teilnehmer/innenzahl 
bestätigen die Attraktivität des For-
mats und die Richtung des einge-
schlagenen Weges, die Pädagogische 
Hochschule OÖ als Diskursort gesell-
schaftspolitischer Fragestellungen und 
einen Ort Politischer Bildung – auch 
in ungewohnten aber befruchtenden 
Kooperationen – zu etablieren.

Professor Stefan Giegler, MA ist Leiter 
des Zentrums für Bildungsmanagement 
und Führungskräfte der Pädagogischen 
Hochschule OÖ..

„Immer geht es 
darum, einen Schüler 

oder eine Schülerin 
… im Kontext des 
gesellschaftlichen 

Ganzen zu begreifen 
und zu begleiten.“
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Ist Sebastian Kurz ein Populist?
Populismus und Demagogie im Wahlkampf

 J Walter O. Ötsch beschäftigt sich in seinem Gastbeitrag mit dem 
Phänomen des Populismus.

Die Wahlen in Österreich bedeuten 
einen Rechtsruck, die Folge war eine 
Koalition der ÖVP mit der FPÖ. 
Sebastian Kurz hat sich perfekt als 
Rebell inszeniert, der seine Partei in 
eine „Bewegung“ verwandelt hat und 
für eine Erneuerung Österreichs ein-
tritt, inhaltlich wurde aber fast nichts 
verraten. Ein Hauptthema war der 
Umgang mit Asylsuchenden. Kurz hat 
dabei viele frühere Positionen der FPÖ 
übernommen. Er tritt für eine rigorose 
Schließung der Grenzen ein und fin-
det es richtig, Asylsuchende in Bezug 
auf Sozialleistungen systematisch zu 
benachteiligen. Auch die Sündenbock-

Rhetorik der FPÖ war oft zu hören. 
Viele Probleme hat Kurz nur im Hin-
blick auf „Ausländer“ angesprochen, 
z. B. die Diskriminierung von Frauen, 
der Missbrauch des Sozialsystems, die 
Kriminalität oder die Finanzierbarkeit 
des Sozialstaates. Für all das wurden 
„Asylanten“ als Schuldige genannt. 
Zusätzlich wurden in alter FPÖ-
Manier Ängste grotesk überhöht: 
„Eine Milliarde Afrikaner steht vor der 
Haustür.“

Ist Kurz also ein Populist? Populismus 
wird (nach Kas Mudde) als Ideologie 
definiert, welche die Gesellschaft in 
zwei Gruppen aufspaltet. Beide Grup-
pen sind (auf wundersame Weise) in 
sich gleichartig. Auf der einen Seite 
steht „das Volk“, die Braven und Guten, 
auf der anderen Seite „die Elite“, sie 
ist korrupt und verlogen. „Volk“ und 
„Elite“ kämpfen auf Leben und Tod. 
„Das Volk“ besitzt einen „Volkswillen“, 
er muss von einem „Volksführer“ (bzw. 
einem Volksverführer) zum Ausdruck 
gebracht werden. (In unserem neuen 
Buch haben wir – Nina Horaczek und 
ich – diese Einteilung für Rechtspo-
pulisten wie Donald Trump, Marine 
Le Pen, Alexander Gauland, Heinz-
Christian Strache oder Viktor Orbán 
im Detail dokumentiert).

Diese Denkform findet sich aber bei 
Sebastian Kurz nicht. Er wettert nicht 
gegen „die Elite“ oder die EU insge-

samt. Kurz hat viele populistische For-
derungen übernommen, ein Populist in 
einem ideologischen Sinn ist er nicht. 
Besorgniserregend ist aber die Anbie-
derung an Viktor Orbán, die Kurz und 
Strache im Wahlkampf unternommen 
haben. Denn Orbán hat die Demo-
kratie in Ungarn nachhaltig beschä-
digt: Alle wichtigen Institutionen sind 
von Parteigängern besetzt, pausenlos 
werden Gesetze im Schnellverfahren 
durch das Parlament gepeitscht, viele 
davon im Verfassungsrang. Und die 
Bevölkerung wird dauernd im Wahl-
kampfmodus gehalten, mit Anzeigen-
kampagnen, Plakatwellen und Frage-
bögen an alle Haushalte.

Dass die ÖVP insgesamt die Annä-
herung von Sebastian Kurz an Viktor 
Orbán ohne Einspruch duldet, ist ein 
Besorgnis erregender Vorgang. Denn 
die politische Elite eines Landes ent-
scheidet letztlich, wohin die politische 
Reise geht. Ein Weg in eine autoritäre 
Republik sollte es nicht sein.

Dr. Walter O. Ötsch ist Ökonom und 
Kulturhistoriker und lehrte an der 
JKU. Seit 2015 ist er Professor an der 
Cusanus-Hochschule in Deutschland. 
Sein 2017 erschienenes Buch trägt den 
Titel „Populismus für Anfänger“.

Editorial

Helmut Wagner

D ie Pädagogische 
Hochschule Ober-
österreich hat 2013 
mit einem neuen 

Organisationsplan ergänzend zu 
den bisherigen Ausbildungsinsti-
tuten sogenannte „Fachbereichs-
institute“ eingeführt. An den Pä-
dagogischen Hochschulen gibt 
es zwar keine Fach-Institute wie 
die Universitäten, aber mit den 
Fachbereichsinstituten wurden 
entsprechende wissenschaftliche 
Organisationeinheiten geschaf-
fen. Nach „Domänen“ (d. h. nach 
inhaltlicher Verwandtschaft) ge-
bündelt wurden jeweils mehrere 
Fächer zusammengefasst, die mit-
einander ihre Kompetenzen in al-
len Bereichen der Pädagogischen 
Hochschule (Aus-, Fort- und 
Weiterbildung, Forschung, inter-
nationale Kontakte) einbringen. 

Das sozialwissenschaftliche Fach-
bereichsinstitut ist eines von acht 
Fachbereichsinstituten an der Pä-
dagogischen Hochschule Ober-
österreich. Es umfasst von allen 
die breiteste Palette von Themen: 
Geschichte, Sozialkunde, Politi-
sche Bildung, Geographie, Wirt-
schaftskunde, Philosophie, Psy-
chologie, Ethische Bildung und 
Religiöse Bildung. Insgesamt un-
gefähr 20 Lehrende sind in den 
genannten Fächern und Themen-
bereichen tätig. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Sozialwissenschaftlichen 
Fachbereichsinstituts stellen in 
dieser Nummer des PH-Ma-
gazins Schwerpunkte aus ihrer 
Lehr- und Forschungstätigkeit 
vor. Wir möchten damit zeigen, 
wie wichtig die sozialwissen-
schaftliche Bildung in der Schule 
ist. Studierende sollen für gesell-
schaftswissenschaftliche Bildung 
motiviert werden. Lehrerinnen 
und Lehrer sollen zur Fort- und 
Weiterbildung zu Themen unseres 
Fachbereichs eingeladen werden. 
Letztlich sollen Schülerinnen und 
Schüler dazu befähigt werden, ge-
sellschaftliche Vorgänge in ihrer 
Rückwirkung auf sie selbst verste-
hen und analysieren zu können. 

Hochschulprofessor DDr. Helmut 
Wagner leitet seit 2013 den 
Fachbereich „Sozialwissenschaftliche, 
politische ethische und religiöse  
Bildung“ und lehrt an der 
Pädagogischen Hochschule 
Oberösterreich im Fach „Geschichte 
und Sozialkunde, Politische 
Bildung“ .

Die Abbildungen auf den Seiten 3, 5, und 9 stammen aus der Neuerscheinung 
„Atlas unserer Zeit“ und wurden uns freundlicherweise vom  

Verlag zur Verfügung gestellt  
(DuMont 2017, 223 Seiten, ISBN 978-3832199302).  

Zu globalen graf ischen Darstellungen über Themen wie „Müll im Meer“, 
„Twitterverbindungen“, „Friedfertigkeit“, „gefährdete Sprachen“ usw. hat 
der britische Sozialgeograf Alastair Bonnett erläuternde wissenschaftliche, 

aber gut lesbare Kommentare verfasst.  
Eine Empfehlung für Unterricht und Lehre.   
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